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Vorwort 

Das 20. Jahrhundert ist oft als „Jahrhundert der Vertreibungen" bezeichnet 
worden. Dieses Jahrhundert hat auch vielfältige politische und juristische Be-
mühungen hervorgebracht, die Vertreibungen, „ethnischen Säuberungen" ent-
gegenwirken und den Menschen das Recht auf ein Leben in Freiheit in ihrer an-
gestammten Heimat garantieren sollen. Juristisch lassen sich diejenigen Nor-
men, die „ethnische Säuberungen" verbieten und den Menschen das Recht ga-
rantieren, dort zu leben, wo sie ihre Wurzeln haben, in der vertrauten Umge-
bung, in der man ihre Sprache, ihre Mundart spricht, als „Recht auf die Heimat" 
zusammenfassen. Im Verfassungsrecht  einiger deutscher Bundesländer wird 
dieses Recht ausdrücklich garantiert. Im Völkerrecht ist der Begriff  nicht in 
Rechtstexte eingegangen. Er läßt sich aber als Sammelbegriff  für völkerrecht-
lich geltende Normen verwenden, die ihrem Inhalt nach das regeln, was der Be-
griff  zum Ausdruck bringt. 

Seit dem Erscheinen des Grundlagenwerks von Otto Kimminich über „Das 
Recht auf die Heimat" (1. Auflage 1978) sind über 25 Jahre vergangen. Eine 
neubearbeitete und erweiterte dritte Auflage hatte Kimminich noch im Jahre 
1989 - vor der Öffnung  des Eisernen Vorhangs - veröffentlicht.  Fünfzehn Jahre 
später, nach dem Ende des Ost-West-Konflikts und nach einem Jahrzehnt, das 
einerseits Menschenrechte für die Menschen in Mittel- und Osteuropa gebracht, 
andererseits aber auch zu neuen Vertreibungsverbrechen und „ethnischen Säu-
berungen" geführt  hat, scheint eine neue Befassung mit dem Thema notwendig. 
Sie trifft  auf ein politisch grundlegend verändertes Umfeld. Bis 1989 erschien 
vielen „Vertreibung" als spezifisch deutsches Thema, und die Wahrnehmung 
deutscher Interessen im Zusammenhang mit den Folgen des Zweiten Weltkriegs 
wurde von einer verbreiteten öffentlichen  Meinung als reaktionär verunglimpft. 
Beides war nicht richtig. Auch nach dem Zweiten Weltkrieg hat es immer wie-
der Vertreibungen gegeben, und die Studiengruppe für Politik und Völkerrecht 
hat sich immer mit Vertreibungsverbot und Heimatrecht unter dem generellen 
Aspekt beschäftigt, daß Vertreibungen menschenrechtswidrig sind und geächtet 
werden müssen. Menschenrechte aber gelten für alle, auch für die Angehörigen 
eines Volkes, dessen politische Führung einen Krieg begonnen hatte. Die Kon-
flikte in den 90er Jahren des 20. Jahrhunderts haben gezeigt, wie wichtig und 
aktuell - leider - das Thema Vertreibungsverbot und Recht auf die Heimat ist. 
Ganz besonders die Verbrechen in Bosnien und im Kosovo haben ins allgemei-
ne Bewußtsein treten lassen, daß die rechtliche Durchdringung dieser Thematik 
ein wesentlicher Beitrag zur Sicherung des Friedens und der Menschenrechte 
ist. 



6 Vorwort 

Wie ist der Stand der völkerrechtlichen Entwicklung des „Rechts auf die 
Heimat"? Welche aktuellen Rechtsfragen stellen sich heute? Mit diesen Fragen 
beschäftigte sich die Tagung der Studiengruppe für Politik und Völkerrecht, die 
vom 3 . -5 . März 2004 in Königswinter bei Bonn stattfand. Die auf dieser Ta-
gung gehaltenen Vorträge werden im vorliegenden Band dokumentiert. Das 
Programm umfaßte sowohl Grundsatzbeiträge als auch Beiträge zu aktuellen, 
speziellen Aspekten des Rechts auf die Heimat. Der erste Beitrag arbeitet her-
aus, daß das Recht auf die Heimat Bestandteil des geltenden Völkerrechts ist 
und welche einzelnen Rechte es umfaßt (Dietrich Murswiek). Mit dem Verhält-
nis des Heimatrechts zum Internationalen Flüchtlingsrecht befaßt sich der Vor-
trag von Günter Renner. Die europarechtliche Ebene der Thematik beleuchtet 
das Referat von Heinrich Wilms. Er geht der Frage nach, ob und mit welchem 
Inhalt sich aus dem Recht der Europäischen Union ein Recht auf die Heimat er-
gibt. In Deutschland hat das Recht auf die Heimat auch eine verfassungsrechtli-
che Dimension, da verschiedene Landesverfassungen dieses Recht garantieren. 
Dies ist Gegenstand des Beitrags von Christoph Degenhart. - Die übrigen Bei-
träge behandeln speziellere Rechtsfragen bestimmter Staaten. Michael Silagi 
untersucht die Ausgestaltung des Rechts auf die Heimat in der deutschen Ge-
setzgebung und zeigt dabei die kulturelle Dimension auf, die dieses Recht im 
deutschen Vertriebenenrecht hat. Tina de Vries behandelt die Reprivatisierung 
des Eigentums in Polen und damit eine wesentliche Voraussetzung des Rechts 
auf die Heimat - ist doch das Eigentum an Grund und Boden eine der fakti-
schen Grundlagen für das Leben in der angestammten Heimat. Vermögensrecht-
liche Ansprüche Vertriebener sind Sekundäransprüche, die sich aus der Verlet-
zung des primären Rechts ergeben, des Rechts in der Heimat zu bleiben und 
dort auch sein Eigentum nutzen zu können. Anschauungsmaterial zu diesem 
Aspekt bietet die Rechtsprechung des Europäischen Gerichtshofs für Men-
schenrechte zu den vermögensrechtlichen Ansprüchen der zypriotischen Ver-
triebenen. Damit befaßt sich der Beitrag von Dieter Blumenwitz. - Südtirol ist 
nicht nur ein immer wieder zitiertes Musterbeispiel für gelungenen Minderhei-
tenschutz. Die Autonomie Südtirols kann auch als Beispiel für eine konkrete 
Ausformung des Rechts auf die Heimat herangezogen werden, wie Christoph 
Pan deutlich macht. Das Recht auf die Heimat umfaßt nämlich nicht nur das 
Recht, sich in seiner Heimat aufzuhalten, sondern auch die Wahrung der exi-
stentiellen Bedingungen der Erhaltung und Entfaltung der Identität einer Volks-
gruppe. So hängen, wie Pans Beitrag klarmacht, Recht auf die Heimat und Min-
derheitenschutz in Minderheitengebieten eng zusammen. 

Für die redaktionelle Bearbeitung des Manuskripts, die Herstellung der 
Druckvorlage und das Erstellen der Register danken die Herausgeber Holger 
Wöckel und Susanne Nagel. 

Marburg / Freiburg, im August 2005 Gilbert H. Gornig 
Dietrich Murswiek 
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Grußwort 

Sehr geehrte Damen und Herren, 
verehrte Teilnehmerinnen und Teilnehmer, 

die staats- und völkerrechtlichen Fachtagungen der Kulturstiftung der Deut-
schen Vertriebenen, gemeinsam mit der Studiengruppe für Politik und Völker-
recht, haben eine gute Tradition. In diesem Jahr werden Sie sich dem Thema 
„Recht auf die Heimat" widmen. Hochkarätige Referenten haben sich angesagt. 
Um so mehr bedaure ich wegen anderweitiger Verpflichtungen an der diesjähri-
gen Veranstaltung nicht teilnehmen zu können. 

Heimat ist nicht allein ein geographischer Begriff,  Heimat vermittelt Ver-
trautheit und Verbundenheit. Heimat das ist vertraute Umgebung, das sind El-
tern, Geschwister, Spielkameraden und Nachbarn. Heimat das sind Erlebnisse 
und Erfahrungen,  das ist Muttersprache und Zugehörigkeit. Zu Heimat gehört 
schließlich auch die Möglichkeit der Bewahrung der eigenen Kultur. 

Der Verlust der Heimat bedeutet damit nicht nur den Verlust materieller 
Rechte. Wesentlicher noch ist oftmals der Verlust eines Stücks der eigenen 
Identität. Das haben rd. 50 Millionen Flüchtlinge und Heimatvertriebene im 
letzten Jahrhundert in Europa schmerzlich erfahren  müssen. Menschen verloren 
ihre Heimat, weil sie eine vermeintlich „falsche" Nationalität oder Volkszuge-
hörigkeit besaßen oder eine andere religiöse Überzeugung hatten. Zu erinnern 
sind nicht nur Flucht und Vertreibung namentlich nach dem Zweiten Weltkrieg. 
In Erinnerung zu rufen sind auch die gewaltsamen Bevölkerungsverschiebungen 
anläßlich der Balkankriege und nicht zuletzt die verbrecherische Vertreibungs-
politik im Kosovo. 

Angesichts der europäischen Geschichte des letzten Jahrhunderts ist es gera-
dezu erstaunlich, daß wir heute auf ein geeintes, freies Europa blicken können. 
Wir haben gelernt, daß es nicht so sehr auf Staatsgrenzen ankommt, sondern auf 
grenzüberschreitende Zusammenarbeit. Hier muß der Schwerpunkt des Mitein-
ander auch mit unseren ostmitteleuropäischen Nachbarn liegen, wenn deren 
Beitritt zur Europäischen Union am 1. Mai dieses Jahres vollzogen wird. 

Ein neues Kapitel des Zusammenlebens wird dann aufgeschlagen. Eine neue 
europäische Friedensordnung wird Schritt für Schritt verwirklicht. Die Grenzen 
nach Osten werden fallen. Gemeinsam mit Polen und Tschechen werden wir in 
einem gemeinsamen wirtschaftlichen, politischen und sozialen Raum leben. 
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Dabei dürfen wir nicht übersehen, daß nicht nur die Erwartungen groß sind. 
Es gibt auch Ängste. Sie zeigten sich nicht erst bei den emotionsgeladenen 
Kommentaren zum Thema „Zentrum gegen Vertreibungen". Sie sind auch be-
legt durch die heftigen Diskussionen zu den BeneS-Dekreten im Zusammenhang 
mit den Beitrittsverhandlungen mit der Tschechischen Republik. Wir müssen 
feststellen, daß jegliches Thematisieren von Vermögensfragen  und Eigentums-
rechten im Zusammenhang mit der Vertreibung von Deutschen insbesondere 
aus Tschechien und Polen zu heftigen Reaktionen führt. 

Die heutige Bundesregierung hat, wie im Übrigen alle Regierungen vor ihr, 
stets die Vertreibung und die entschädigungslose Enteignung deutschen Vermö-
gens als völkerrechtswidrig angesehen. Diese Position gilt unverändert. Sie hat 
es jedoch als vorrangiges Ziel angesehen, Vertrauen zu schaffen  für eine part-
nerschaftliche Zusammenarbeit und eine gemeinsame Zukunft innerhalb der Eu-
ropäischen Union. Deshalb hat sie die Meinung vertreten, daß - unbeschadet 
privater Rechte Dritter - Eigentums- und Vermögensfragen  nicht mit den Bei-
trittsverhandlungen unserer östlichen Nachbarn zur Europäischen Union ver-
quickt werden sollten. 

Von dem polnischen Schriftsteller  Jan Jozef Lipski, einem großen republika-
nischen Aufklärer  der Siebziger und Achtziger Jahre, stammt der Satz: „Wir 
müssen uns alles sagen". In der Tat, das müssen wir, aber in Freundschaft  und 
Sachlichkeit. Klar in der Sache aber behutsam in der Form geht es darum, eine 
Nachbarschaftsbeziehung neu aufzubauen. Daß Unrecht geschehen ist, soll da-
bei nicht unter den Tisch gekehrt werden. 

In diesem Sinne verstehe ich auch Ihre diesjährige Veranstaltung. In den 
nächsten drei Tagen werden Sie sich dem Thema Heimat aus eher juristischer 
Sicht nähern. Sie beleuchten die völkerrechtliche Geltung des Rechts auf Hei-
mat, stellen dieses Recht in Zusammenhang mit dem Internationalen Flücht-
lingsrecht, zeigen seine Grundlagen im Recht der Europäischen Union auf und 
gehen auch auf das deutsche Verfassungs- und Vertriebenenrecht ein. Vor dem 
Hintergrund dieser Rechtsnormen werden Sie am Beispiel Zyperns, Polens und 
Palästinas u.a. vermögensrechtliche Fragen und Rückkehrrechte erörtern. Aus-
formungen des Rechts auf Heimat analysieren Sie am Beispiel der Südtiroler 
Autonomie sowie der Ungarndeutschen. 

Ihre Themenauswahl belegt die Bedeutung, die Sie dem friedlichen und ver-
trauensvollen Miteinander beimessen. 

Ich bin sicher, Sie erwartet eine arbeitsreiche, aber interessante Tagung. Den 
Teilnehmerinnen und Teilnehmern wünsche ich einen angenehmen Aufenthalt, 
aufschlußreiche Referate und Aussprachen und der Veranstaltung einen erfolg-
reichen Verlauf. 

MinDirektor Klaus Pohle, BMI 



Die völkerrechtliche Geltung eines „Rechts auf die Heimat44 

Von Dietrich  Murswiek 

I . Wozu ein Recht auf die Heimat? 

„Heimat", das war jahrzehntelang für die meisten Intellektuellen West-
deutschlands, vielleicht der westlichen Welt überhaupt, etwas Verstaubtes, ein 
Relikt aus dem 19. Jahrhundert. Der Begriff  hatte seinen Platz noch in Mär-
chenbüchern und in den „Hitparaden der Volksmusik", in unpolitischen Residu-
en und auf der Bühne der Abgeschmacktheiten. Wer politisch davon redete, galt 
als Reaktionär. Wer up to date sein wollte, verstand sich als Weltbürger und nur 
als solcher. Zwischen Individuum und Universum sah der Mainstream keine 
identitätsstiftenden Zwischeninstanzen. Für einen Archibald Douglas, wie Fon-
tane ihn in seiner Ballade besingt, hätte man nur ein mitleidiges Lächeln übrig 
gehabt. Lieber zu sterben als fern der Heimat in der Verbannung leben zu müs-
sen, oder - aus der Perspektive von König Jakob - einem Mann, den man für 
seinen Feind hält, deshalb wieder Vertrauen zu schenken und ihn als Freund 
aufzunehmen, weil man in dessen Heimatliebe seine tiefe Treue erkennt - sol-
che Lebenshaltungen scheinen nicht in unsere Zeit zu passen. Der moderne 
Mensch hat keine Heimat. Als Weltbürger ist er überall zu Hause, also nir-
gends. 

Das hat zwar nie gestimmt. Man kann seine Wurzeln, seine Prägung durch 
Land, Landschaft und Kultur, zwar verdrängen und verleugnen, macht sie damit 
aber nicht unwirklich. Das hat viele Intellektuelle freilich nicht daran gehindert 
von „Heimat" nie anders als von „Heimattümelei" zu sprechen, die wie jede an-
dere Tümelei nichts als einen verächtlichen Blick verdient. 

In den letzten Jahren scheint sich aber eine gewisse Trendwende anzubah-
nen. „Heimatverlust und Exil" ist plötzlich ein Thema des Deutschunterrichts, 
mit dem sich Gymnasiasten beschäftigen. Vertreibung ist ein Thema der Litera-
tur geworden. 

Mit der Heimat ist es wie mit vielen anderen Gütern auch: Ihre Bedeutung 
und ihren Wert erfahren  viele Menschen erst durch den erlittenen oder den dro-
henden Verlust. Die westlichen Intellektuellen, die die Heimat zu bespötteln 
pflegten, haben ihren Verlust nicht selbst erleiden müssen. Jetzt aber haben sie 
ein Jahrzehnt neuer Vertreibungen, sogenannter „ethnischer Säuberungen", mit 
all ihren Schrecklichkeiten in aller Intensität auf dem Bildschirm miterlebt. Po-


